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N Wenn auch die gewiß von den beiden Herren Verfaſſern der in 

Inhalt. den citirten Nrn. 3, 4 und 5 dieſer Zeitſchrift enthaltenen Artikel 

getheilte Anſicht, daß die Handhabung des Meldungsweſens und die 

Noch Etwas zur Competenzenfrage hinſichtlich der Judicatur in Beſtrafung der hiebei vorkommenden Uebertretungen, der Natur des 
Meldungs⸗Vorſchrifts⸗Uebertretungen. Von Leo Grafen Küenburg, ganzen Gegenſtandes entſprechend, ausſchließlich als Agenda der 


E. eee ee politiſchen Verwaltungsbehörden dieſen vorbehalten fein follte. de lege 
Mittheilungen aus der Praxis: ferenda als die richtige angeſehen werden muß, ſo haben wir es 
Zur Frage des ſtrafbehördlichen Einſchreitens bei Verletzungen des Waldeigen doch vorläufig ſtricte mit dem in dieſer Richtung des Sicherheitsweſens 

thums durch unberechtigte Zueignung von Bodenſtreu ꝛc. vorhandenen Geſetzes⸗Materiale zu thun und kann ich mich, inſoweit 


Zum Begriffe von Wirthſchaftsfuhren im Sinne der Mauthvorſchriften Der a:; : er 1% ; 3 4 na: 
Umftand, daß die Ueberführung der Producte durch gemiethete Fuhren ge- 6 er Sf en 1 5 a 


ſchieht, iſt für den diesfälligen Charakter der Fuhren von keinem Belange. : N 
Unzuläſſigkeit der Einhebung einer Marktgebühr bei Verkäufen, welche nicht auf faßt wird, nur der Anſicht des Herrn L. Preleuthner anſchließen und 


offenem Markt und über Beſtellung ſtattfin den. macht deſſen erſchöpfende Begründung des vertheidigten Gegenſtandes 
Durch eine Legatsverfügung des Inhaltes, daß das legirte Vermögen zunächſt jedes weitere Eingehen in denſelben vollkommen überflüſſig. 
einer religiöfen Körperſchaft, welche ſich mit dem Unterrichte und der Er⸗ Was aber die Beſtrafung derjenigen Uebertretungen von Meldungs⸗ 


ziehung von Waiſenmädchen beſchäftigt, zufallen ſolle, im Falle der Auf⸗ : R r g 
m oder Nichten ung beser Hörbelſcaft En zur Echallung ein vorſchriften betrifft. weiche in un er 3 320 des Straf⸗ 
Waiſenmädchen⸗Erziehungsanſtalt zu verwenden ſei, wird nicht ſofort eine geſetzes nicht als vorgeſehen erſcheinen — und hieher zähle ich alle außer⸗ 
Stiftung begründet, ſondern dieſe Anordnung beinhaltet blos eine fidei⸗ halb des eitirten Paragraphs gelegenen Uebertretungen gegen die Mel⸗ 
commiſſariſche Subſtitution zu Gunſten der letztberufenen Stiftung dungsvorſchriften und auch die zum Gegenſtande dieſes Paragraphs 
Perſonalien. | gewordenen dann, wenn im betreffenden Thatorte keine befonderen 
Erledigungen. Vorſchriften in Beziehung auf die Bekanntgebung aller Einwohner und 
Fremden an die Sicherheitsbehörde beſtehen, — ſo weicht meine Mei⸗ 
nung von der der Herren Preleuthner und Kirchlehner — und berufe 
9 : 5 ich mich hiebei auf die gewiß bei den meiſten Bezirkshauptmannſchaften 
Roch Etwas zur Competenzenfrage hinſichtlich der Böhmens gebräuchliche Praxis — bedeutend ab, indem ich 1 zur 


Judicatur in Meldungs-Borſchrifts-Mebertretungen. Judicatur dieſes Theiles der Meldungsvorſ chrifts⸗ Uebertretungen, wie 
überhaupt zur Handhabung des Meldungsweſens in Orten, in welchen 


Von Leo Grafen Küenburg, k. k. Bezirkscommiſſar in Brüx. ſich ſpeciell keine Polizeibehörden befinden, die „autonome Gemeinde“ 
für beruſen halte. 
Es dürfte vielleicht von Intereſſe ſein, zur Ergänzung der dies⸗ Im Kronlande Böhmen wurde durch mehrfache Verordnungen 


fälligen Erörterung den in Nr. 3, 4 und 5 des laufenden Jahrganges dieſer Anſicht Raum gegeben und citire ich als hier zunächft wichtig die 
dieſer Zeitſchrift hinſichtlich der Judicatur in e nach dem Inslebentreten der auf Grund des Geſetzes vom 5. März 
en, ausgeſprochenen Anſichten eine dritte anzuſchließen, 1862 im Wege der Landtage der verſchiedenen Länder eingeführten 
welche ſo ziemlich von den meiſten meiner Collegen im Königreiche neuen Gemeindeordnungen an . Bezirksämter Böhmens er⸗ 
Böhmen vertreten werden dürfte. laſſene Statthaltereiverordnung vom 4. Jänner 1865 3. 1302, welcher 
Auch bei uns bot der bekannte Compentenzſtreit betreffend die zu Folge in entfprechender Anwendung der $ 8 28 und 59 der Ge⸗ 
Handhabung des Strafamtes in Meldungsübertretungen zwiſchen politiſchen meindeordnung für Böhmen vom 16. April 1864 die Handhabung 
Behörden erſter Inſtanz und Bezirksgerichten häufig die Gelegenheit der Vorſchriften über das Meldungsweſen und nach Zulaß des § 62 
zum Meinungsaustauſch, ja ließ es Schreiber diefer Zeilen in ſeiner des Gemeindegeſetzes auch die Strafamtshandlung anläßlich der Ueber⸗ 
damaligen Stellung als ſtaatsanwaltſchaftlicher Functionär einmal ſogar tretungen der genannten Vorſchriſten unter den in den ebenbezogenen 
auf eine höhere gerichtliche Entſcheidung der ſtrittigen Auslegung des Paragraphen enthaltenen Bedingungen zu dem ſelbſtſtändigen Wirkungs⸗ 
Geſetzes ankommen, welche natürlich, bei Vorhandenſein der Entſcheidung kreiſe der Gemeinden gehören. 
des oberſten Gerichtshofes vom 21. November 1874, 8. 8879, zu Desgleichen erging von Seiten der k. k. böhm. Statthalterei 
feinen Gunſten, nämlich im Sinne der auch von ihm vertretenen Anficht gelegentlich der Mittheilung der Eingangs citirten Entſcheidung des 
ausfiel, daß in Gemäßheit Artikel VIII der neuen Strafproceßordnung oberſten Gerichtshofes vom 21. November 1874, Z. 8879, welche 
vom 23. Mai 1873, R. G. B. Nr. 119, die diesbezügliche Urtheils⸗ in Folge einer zwiſchen der k. k. Polizeidirection und den Gerichten 
fällung, inſoweit $ 320 des Strafgeſetzes vom 27. Mai 1852 in in Prag zu Tage getretenen Meinungverſchiedenheit betreffs der Be⸗ 
Betracht kommt, den Gerichten zuſtehe. handlung der Frage, ob durch die Einführung der neuen Strafproceß⸗ 


* 


ordnung vom 23. Mai 1873 die Competenz der genannten Behörden 
in der Entſcheidung über Uebertr tungen der Meldungsvorſchriften 
alterirt worden ſei, erfloß, an alle Bezirkshauptmannſchaften Böhmens 
der Erlaß vom 12. März 1875, 3. 6982, laut welchem von dieſer 
oberſtgerichtlichen Entſcheidung auch ſämmtliche Gemeindeämter der 
unterſtehenden Verwaltungsgebiete zu verſtändigen waren, damit auch 
Seitens dieſer die durch jene Entſcheidung gezogenen Competenzgrenzen 
bei Handhabung des Meldungsweſens und Beſtrafung der Uebertretungen 
gegen dasſelbe im „autonomen Wirkungskreiſe“ ſtrenge einge⸗ 
halten werden. 

Nachdem die in die Gemeindeordnung für Böhmen aufgenommenen 
Beſtimmungen der Artikel IV, “ und VI der allgemeinen Grundſätze 
zur Regelung des Gemeindeweſens mit der Eintheilung in einen ſelbſt⸗ 
ſtändigen und einen übertragenen Wirkungskreis beinahe unverändert 
in die Gemeindeordnungen der einzelnen Königreiche und Länder der 
Monarchie übergingen, ſo dürfte der obverſochtene Grundſatz auch 
zweifellos auf die anderen Kronländer anzuwenden ſein und dem zu 
Folge die in den Miniſterialverordnungen vom 15. Februar 1857, 
R. G. B. Nr. 33 und vom 2. April 1858, R. G. B. Nr. 51, 
den politiſchen Behörden erſter Inſtanz zugewieſene Judicatur in 
Meldungsvorſchrifts⸗Uebertretungen mit dem Inslebentreten der neuen 
Gemeindeordnungen nach dem Jahre 1863 auf die Gemeinden überge⸗ 
gangen, beziehungsweiſe mit der Beſchränkung, welche durch die Ein⸗ 
führung der neuen Strafproceßordnung vom 23. Mai 1873 hinſichtlich 
der Handhabung des $ 320 des Strafgeſetzes vom 27. Mai 1852 
eingetreten iſt, dem Wirkungskreiſe der Gemeinden (wo keine ſpecielle 
Polizeibehörde beſteht, in welchem Falle natürlich derſelben die Judicatur 
zufällt) erhalten geblieben ſein. 

Ob dieſe ſtrikte Auslegung der diesbezüglichen Geſetze gerade 
zur Hebung der öffentlichen und privaten Sicherheit beiträgt, iſt eine 
andere Frage, deren Ventilirung ich mir vorbehalte. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage des ſtrafbehördlichen Einſchreitens bei Verletzungen 
des Waldeigenthums durch en Zueignung von Boden⸗ 
ſtreu ꝛc.) 


Das Fürſt Schw . . . ſche Forſtamt zu W. und das Forſtamt 
der Stadt P. haben gegen eine Menge von Perſonen bei dem k. k. 
Bezirksgerichte zu M. die Anzeige wegen der Uebertretung gegen die 
Sicherheit des Waldeigenthums durch Entwendung von Waldproducten, 
wie Streu und Reiſig, erſtattet. Dieſes Gericht hat dem Antrage des 
ſtaatsanwaltſchaftlichen Functionärs auf die ſtrafgerichtliche Verfolgung 
der Angezeigten wegen Uebertretung des Diebſtahls in Gemäßheit des 
8 460 St. G. nicht ſtattgegeben, vielmehr das Strafverfahren nach 
den 88 92 und 109 St. P. O. wegen Abganges des Thatbeſtandes 
einer nach dem Strafgeſetze verpönten Handlung eingeſtellt und zugleich 
beſchloſſen, die Anzeigen nach Rechtskraft der Einſtellungsbeſchlüſſe der 
Bezirkshauptmannſchaft P. zur zuſtändigen Amtshandlung abzutreten, 
weil in den angezeigten Zueignungen von Waldproducten lediglich der 
Thatbeſtand der im § 60 des Forſtgeſetzes vom 3. December 1852 
enthaltenen Uebertretung gegen die Sicherheit des Waldeigenthums 
gelegen ſei. Dieſe ſämmtlichen Einſtellungsbeſchlüſſe hat über Berufung 
des ſtaatsanwaltſchaftlichen Functionärs das k. k. Kreisgericht zu P. 
beſtätigt. Der Staatsanwalt bei dieſem Gerichtshofe hat hierauf die 
ſämmtlichen Strafacten der k. k. Oberſtaatsanwaltſchaft in Gemäßheit 
des 8 33 St. P. O. wegen Erhebung der Nichtigkeitsbeſchwerde zur 
Wahrung des Geſetzes vorgelegt. Darauf hat jedoch die Oberſtaats⸗ 
anwaltſchaft unterm 13. Februar 1877 bedeutet, daß dieſelbe nicht 
in der Lage ſei, dermal in der Sache etwas zu verfügen, weil 
die k. k. Generalprocuratur am oberſten Gerichtshofe in mehreren 
derſelben nach $ 33 St. P. O. vorgelegten, ähnlichen Fällen ſich zur 
Erhebung einer Nichtigkeitsbeſchwerde nicht beſtimmt ſand und es den 
Anſchein habe, daß die Erörterung dieſer Frage zu einer Zeit, in 


) Vergl. die Abhandlung in Nr. 2, S. 5 des Jahrganges 1870 
r Zeitſchrift. 


dieſe 
u 
— 
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welcher durch das neue Strafgeſetzbuch die Beſtimmungen des Forſt⸗ 
geſetzes über den Forſtfrevel ohnehin einer Aenderung entgegengehen, 
nicht für opportun gehalten wird. 

Hievon hat die Staatsanwaltſchaft die k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
P. verſtändigt. Trotzdem hat die Bezirkshauptmannſchaft, als die be⸗ 
züglichen Strafacten in Folge des rechtskräftig gewordenen Einſtellungs⸗ 
beſchluſſes vom Bezirksgerichte dahin zur Amtshandlung geleitet worden 
waren, dieſe mit der Motivirung verweigert, daß die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft nach der Statthalterei⸗Verordnung vom 16. Jänner 1855, 
8. 111 zur Verfolgung der fraglichen ſtrafbaren Handlungen nicht 
berufen ſei. 

Das Bezirksgericht hat hievon dem Kreisgerichte P. Mittheilung 
gemacht, welches letztere die Angelegenheit der dortigen Staatsanwalt⸗ 
ſchaft zur weiteren Veraulaſſung abtrat. Dieſe wandte ſich unterm 
17. April 1877 an die Oberſtaatsanwaltſchaft mit der Bitte zu ver⸗ 
anlaſſen, daß der Bezirkshauptmannſchaft P. die Strafamtshandlung in 
dieſen und ſonſt ähnlichen Straffällen verordnet werde. 

Die k. k. Oberſtaatsanwaltſchaft hat ſich dann unterm 
28. April 1877 an die Statthalterei mit dem Erſuchen gewendet, es 
möge dieſelbe mit Rückſicht auf die höchſt bedenklichen Folgen ſolcher Com⸗ 
petenzconflicte, durch welche das Waldeigenthum der größten Gefahr 
ausgeſetzt völlig ſchutz⸗ und rechtlos werde, wodurch die ſich in er⸗ 
ſchreckender Weiſe mehrenden Fälle von Forſtfrevel bei totaler Straf⸗ 
loſigkeit der Thäter ausgiebigſt genährt und gefördert werden, die 
Löſung des beſagten Streites durch eigene Verfügung herbeiführen und 
der Bezirkshauptmannſchaft P. den Auftrag ertheilen, die Amtshandlung 
in den vorliegenden, ſowie in den künftigen Fallen dieſer Art nach 
Maßgabe des Geſetzes ſelbſt zu übernehmen. 

Die Statthalterei legte die Angelegenheit dem k. k. Miniſterium 
des Innern mit dem Bemerken vor, daß ſelbe im Hinblick auf den 
mit dem Erlaße desſelben Miniſteriums vom 30. December 1854, 
3. 26.589 bekannt gegebenen Erlaß des Juſtizminiſteriums vom 
6. November 1854, Z. 20.250 dem Anſuchen der Oberſtaatsanwalt⸗ 
ſchaft nicht zu entſprechen vermag und ſtellte die Bitte, im Einver⸗ 
nehmen mit dem Juſtizminiſterium zu verfügen, entweder daß der 
Juſtizminiſterialerlaß vom 6. November 1854, Z. 20.250 % ſämmt⸗ 
lichen Gerichtsbehörden zur Darnachachtung bekannt gegeben oder aber 
zurückgezogen werde, jo daß Streu⸗Entwendungen weiterhin als Forſt⸗ 
frevel von den politiſchen Behörden zu unterſuchen und zu ahnden wären. 
Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 5. October 1877, 
3. 7304 Nachſtehendes hinausgegeben: „In Erledigung des Berichtes 
vom 15. Mai 1877 wird die k. k. Statthalterei nach gepflogenem 
Einvernehmen mit dem k. k. Ackerbau⸗ und dem k. k. Juſtizminiſterium 
angewieſen, die ſammt den übrigen Beilagen des oberwähnten Berichtes 
rückfolgenden Strafacten der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in P. mit 
dem Auftrage zur ungeſäumten Vornahme der Amtshandlung nach 
Maßgabe des Forſtgeſetzes vom 3. December 1852 zurückzuſtellen, da 
von Seite der competenten Gerichtsbehörden rechtskräftig entſchieden iſt, 
daß die zur Anzeige gelangten Verletzungen des Waldeigenthums nicht 
den Thatbeſtand einer nach dem Strafgeſetze ſtrafbaren Handlung 
bilden und die Amtshandlung nach dem Forſtgeſetze, behufs welcher die 


Acten an die politiſche Behörde geleitet wurden, von dieſer zu pflegen 


iſt. Zugleich wird der Statthalterei mit Bezug auf deren in dem Ein⸗ 
gangs bezeichneten Berichte geſtellten alternativen Antrag bedeutet, daß 
die Mittheilung des an die k. k. Generalprocuratur in Prag gerichteten 
Juſtizminiſterial⸗Erlaſſes vom 6. November 1854, 3. 20.250 an die 
Gerichte zu ihrer Darnachachtung, wie der Statthalterei bereits aus 
Anlaß der Verhandlungen über das unbeſugte Harzſcharren bekannt ge⸗ 
geben wurde, unzuläſſig iſt, da das Juſtizminiſterium nicht in der Lage 
iſt, in ſeinem Wirkungskreiſe den Gerichten eine interpretative Weiſung 
darüber zu ertheilen, ob und inwiefern eine Verletzung des Waldeigen⸗ 


) Der von der Statthalterei bezogene Juſtizminiſterialerlaß vom 6. No⸗ 
vember 1854, Z. 20.250, welcher der Prager Statthalterei am 30. December 
1854, Z. 26.589 mitgetheilt worden iſt, iſt ein an die k. k. Generalprocuratur 
gerichteter Erlaß. In dieſem ſpricht das Juſtizminiſterium anläßlich eines 
ſpeciellen Falles ſeine Anſchauung dahin aus, daß die unberechtigte Gewinnung 
von Bodenſtreu und deren Zueignung um feines Vortheiles Willen nicht als 
Forſtfrevel nach 8 60 des Forſtgeſetzes vom 3. December 1852 von den poli⸗ 
tiſchen Behörden, ſondern als Diebſtahl von den Strafgerichten zu ſtrafen ſei, 
die Generalprocuratur anweiſet, ſich hienach in dem ſpeciellen Falle als auch 
künftig bei Beurtheilung ähnlicher Fälle zu benehmen und es deren Ermeſſen 
überläßt, diefe Belehrung allen Staatsanwaltſchaften des Kronlandes zu eröffnen. 


humes nach dem Strafgeſetze oder dem Forſtgeſetze zu behandeln fei 
und der fragliche, an die damalige Generalprocuratur behufs der ge⸗ 
eigneten Einflußnahme auf die ſtrafgerichtliche Behandlung erfloſſene 
Erlaß für die politiſchen Behörden kein Hinderniß bilden kann, ſobald 
in einen gegebenen Falle die Gerichte eine ſtattgefundene Verletzung von 
Waldeigenthum mittelſt rechtskräftigen Erkenntniſſes als keine nach dem 
Strafgeſetze ſtrafbare Handlung erklärt haben, in eine Amtshandlung 
nach dem Forſtgeſetze einzugehen, die Ablehnung dieſer Amtshandlung 
vielmehr Nachtheile mit ſich bringt, die im Intereſſe einer eingreifenden 
Strafgerichtspflege zu vermeiden ſind.“ K. 


um Begriffe von Wirthſchaftsfuhren im Sinne der Mauthvor⸗ 

e Der Umſtand, daß 1 Far e e Producte durch 

gemiethete Fuhren geſchieht, iſt für den diesfälligen Charakter der 
21 7 von keinem Belange. 


Der Pächter der 8... er Mauth Joſef M. verweigerte 
die mauthfreie Paſſirung der zur Anfuhr von Klötzern aus den 
K . . er herrſchaftlichen Waldungen zur dortigen Brettſäge gemietheten 
Fuhren, indem er behauptete, daß es ſich hier lediglich um Geſchäfts⸗ 
ſuhren handle; es werde nämlich die Zufuhr der Klötzer im Mindeſt⸗ 
bote vergeben. Die Gutsverwaltung klärte die Sache dahin auf, daß 
die Anfuhr der Klötzer zu den Brettſägen gegen einen vereinbarten 
Lohnbetrag pr. Klotz an Eduard G. in K. übertragen wurde, daß 
daher die Fuhren des G. gemiethet ſeien. 

Auf Grund dieſer Verhandlung erkannte die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaſt unterm 16. Februar 1877, daß nach dem im kaiſerlichen Pa⸗ 
tente vom 10. Februar 1853, R. G. Bl. Nr. 133 zuſammengeſtellten 
Mauthvorſchriften § 23, Abſ. d, in Ortſchaften, wo ein Mauthſchranken 
aufgeſtellt iſt, von der Mauthentrichtung alle Wirthſchafts⸗ und Ge⸗ 
werbefuhren befreit ſind, durch welche ein Bodenproduct nach Hauſe 
und ein Materiale zur Umſtaltung und Verarbeitung z. B. Getreide 
nach der Mühle, Holz vom Wald u. ſ. w. mit eigenen oder mit in 
demſelben Orte gemietheten Zugvieh zugeführt wird. Erſt dann, wenn 
das umgeſtaltete oder verarbeitete Gehölz zum Markte oder ſonſt zum 
Abſatze gebracht wird, hört die Mauthfreiheit für derlei Fuhren auf, 
da ſie nicht mehr zu den Wirthſchafts⸗ ſondern zu den Induſtrialfuhren 
zu rechnen ſind. Die Herrſchaft G. hat die Zufuhr der herrſchaftlichen 
Klöger zur eigenen Brettfäge in K. dem Eduard G. in K. im Accord⸗ 
wege überlaſſen, daher dieſe Veraccordirung der Zufuhr der Klötzer in 
Ermanglung eigener hinreichender Beſpannung einer Zufuhr mit ge⸗ 
mietheten Zugvieh gleich zu halten iſt. Es werde daher erkannt, daß 
der Herrſchaft G. bei der Zuſuhr der Klötzer auf die eigene Brettſäge 
in K. durch das gemiethete Fuhrwerk des Eduard G. die Mauth⸗ 
befreiung bei dem Mauthſchranken in K. zukomme. . 

Ueber den Recurs des Joſef M. fand die Landesregierung mit 
Erlaß vom 10. April 1877 die Eutſcheidung der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft M. aufzuheben und zu erkennen, daß die gedachten Fuhren nach 
den für Schleſien geltenden, mit dem Gubern.⸗Circulare vom 25. Mai 
1821, 8. 14743 (Prov. Geſetzſ. für Mähren und Schleſien, III. Band 
Nr. 74) kundgemachten Mauthvorſchriften als Induſtrial⸗Fuhren anzu⸗ 
ſehen ſind, daher der Mauthentrichtung unterliegen. 

Das k k. Miniſterium des Innern hat ddo. 28. Juli 1877, 
3. 7748 entſchieden: „Dem Recurſe der Gutsverwaltung in G. wird 
Folge gegeben und unter Behebung der angefochtenen Entſcheidung der 
Landesregierung auf Grund des Gubern.⸗Circulares dn. 25. Mai 
1821, 3. 14743, Prov. Geſetzſamml. für Mähren und Schleſien vom 
Jahre 1821, P. 74, § 4 lit. o, P. 3 und Anmerk. zu P. 5 erkannt, daß 
jene Fuhren der Gutsinhabung von G., mittelſt welcher die eigenen Klötzer 
aus den eigenen in der Gemeinde K. gelegenen Waldungen auf die in der Ge⸗ 
meinde K. befindlichen, eigenen Brettſägen mit eigenen oder gemietheten 
Fuhrwerken zur Verarbeitung überführt werden, als Wirthſchaftsfuhren 
im Sinne der beſtehenden Mauthvorſchriften zu behandeln ſind, welchen an 
dem Local⸗Mauthſchranken zu K. die Mauthbefreiung zuſteht.“ 
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Unzuläſſigkeit der Einhebung einer Marktgebühr bei Verkäufen, 
welche nicht auf offenem Markt und über Beſtellung ſtattfinden. 


Jakob K. überreichte am 10. Auguſt 1876 an das Gemeinde⸗ 
amt in L. ein Gefuch, worin angegeben wird, daß Geſuchſteller am 
9. Auguſt 1875 5½ Zentner Wolle, welche der Kaufmann Pinkas M. 
brieflich bei ihm beſtellte, nach L. gebracht, der L.. er Marktgebühren⸗ 
pächter aber vom Geſuchſteller den Erlag der Marktgebühr zu 11 fl. 
verlangt und, nachdem dieſe Gebühr nicht erlegt wurde, ihm 40 Pfund 
Wolle gepfändet und beim Gemeindeamte deponirt habe. Nachdem vom 
Bittſteller die gedachte Wolle nicht zum Verkaufe auf dem Markte 
ſondern direct an den befagten Kaufmann gebracht worden ſei, und ihm 
das Verlangen einer ſolchen überſpannten Marktgebühr unbillig erfcheine, 
fo ſtelle derſelbe das Begehren, das Gemeindeamt möge die Zurück⸗ 
ſtellung der gepſändeten Wolle anordnen. 

Ueber dieſes Geſuch hat das Gemeindeamt den Jakob K. unterm 
23. Auguſt 1876 beſchieden, daß, da nach Einvernehmen des Kauf⸗ 
mannes Pinkas M. ſich ergeben, daß letzterer zwar die Wolle beſtellt, 
jedoch noch nicht gekauft hatte, und der Kauf erſt hier am Orte nach 
genauer Sortirung der Wolle zu Stande kommen ſollte, Gefuchfteller 
die gedachte Wolle aber ſelbſt am Markttage zum Verhakruſe gebracht 
habe, der Marktgebührenpächter berechtigt war, die Entrichtung der 
Marktgebühr zu verlangen und im Weigerungsfalle die Wolle zu pfänden. 
Geſuchſteller wurde daher aufgefordert, die Gebühr von 5 ½ Zentner 
Wolle per 11 fl. binnen 30 Tagen beim Gemeindeamte zu erlegen, 
widrigenfalls ſonſt die gepfändete Wolle im Licitationswege veräußert 
werden würde. 


Ueber dagegen eingebrachten Recurs des Jakob K. wurde von 
der k. k. Bezirkshauptmannſchaft die gemeindeämtliche Entſcheidung be⸗ 
ſtätigt. Auch von der Statthalterei wurde Jacob K. in Beſtätigung des 
Erkenntniſſes der Bezirkshauptmannſchaft zur Entrichtung der Markt⸗ 
gebühr verhalten und erklärte die Statthalterei zugleich das gemeinde⸗ 
ämtliche Erkenntniß als incompetent und ungiltig, „weil bezüglich der 
Entrichtung der Marktgebühr als einer Gewerbsangelegenheit nur die 
Bezirkshauptmannſchaft in 1. Inſtanz zu erkennen hatte.“ 


K. legte nun die Miniſterialbeſchwerde ein und machte darin 
geltend, daß er die fragliche Wolle nicht auf den Markt nach L. 
zum Verkaufe, ſondern direct zum dortigen Kaufmann Pinkas M. 
über fchriftliche Aufforderung desſelben gebracht habe. Nachdem er dieſe 
Wolle weder auf dem Markte ausſtellte, noch dieſelbe zum Verkaufe 
angeboten habe, ſo ſei er zur Entrichtung der Marktgebühren nicht 
verpflichtet. 


Das k. k. Miniſterium des Innern hat ddo. 18. September 
1877 3. 10272 dem Recurſe des Jacob K. Folge zu geben und 
unter Behebung der recurrirten Statthalterei⸗Entſcheidung vom 7. 
April 1877 den Recurrenten von dem Erlage der Marktgebühr frei⸗ 
geſprochen, „weil dargethan erſcheint, daß der Verkauſ im Hauſe des 
Pinkas M. über deſſen Beſtellung und nicht auf offenem Markte ſtatt⸗ 
fand, daher die Bedingungen nicht vorhanden waren, welche die Gemeinde 
beziehungsweiſe den Marktgebührenpächter zur Abforderung der Markt⸗ 


gebühr im Sinne der $$ 69 und 70 der Gewerbeordnung berechtigen 
würden.“ A. 


Durch eine Legatsverfügung des Inhaltes, daß das legirte Vermö⸗ 
gen zunächſt einer religiöfen Körperſchaft, welche ſich mit dem Unter: 
richte und der Erziehung von Waifenmädchen befchäftigt, zufallen 
ſolle, im Falle der Aufhebung oder Nichteinführung dieſer Körper⸗ 
ſchaft aber zur Erhaltung einer Waiſenmädchen⸗Erziehungsanſtalt 
zu verwenden ſei, wird nicht ſofort eine Stiftung begründet, ſon⸗ 
dern dieſe Anordnung beinhaltet blos eine fideicommiſſariſche Sub: 
ſtitution zu Gunſten der letztberufenen Stiftung. 


Die M. hat in ihrem Teſtamente angeordnet: „Meine zwei 
Häuſer ꝛc. vermache ich dem Bisthum X. derart, daß der zur Zeit 
meines Todes das Bisthum poſſedirende Biſchof, oder deſſen Stell⸗ 
vertreter, oder, im Falle der Sedisvacanz, der Bisthumsverweſer die 
„Frauen vom guten Hirten“ nach k., womöglich binnen Jahr und Tag, 
berufe und ihnen dieſes Vermächtniß als volles Eigenthum überlaſſe, ſo 
daß die „Frauen vom guten Hirten“ mit demſelben als rechtmäßige 
Beſitzerinnen zu verfügen berechtigt ſein werden. Sollte jedoch die re⸗ 


— 


ligiöſe Geſellſchaft der „Frauen vom guten Hirten“ in X. nicht ein⸗ mögens, ſondern blos das Subſtitutionsrecht für den oberwähnten Fall 
geführt werden können, oder ſollte dieſe Geſellſchaft, nachdem ſie ein⸗ in Anſpruch genommen werden könne. In Conſequenz dieſer Entſchei⸗ 
geführt worden iſt, wieder aufgehoben werden, ſo iſt dieſes Vermächt⸗ dung wird die Finanzprocuratur daſür Sorge zu tragen haben, daß die 
niß einer anderen weiblichen religiöſen Geſellſchaft, die ſich mit dem Einantwortung des legirten Vermögens nur mit der Beſchränkung der 
Unterrichte und der Erziehung von Waiſenmädchen beſchäftigt, zu über⸗ angeordneten Subſtitution erfolge und das Anfallsrecht für die nächſt⸗ 
geben; oder ſollten endlich alle religiöſen Geſellſchaften oder Vereine beruſenen religiöſen Geſellſchaften ſowie für die Waiſenhausſtiftung bei 
je in unſerem Lande aufgehoben werden, ſo iſt dafür Sorge zu tragen, den im Legate mitbegriffenen Realitäten zur bücherlichen Auszeichnung 
daß verläßliche römiſch⸗katholiſch geſinnte Lehrerinnen und Erzieherinnen gelange, und daß endlich über das ganze Vermögen, defjen ungeſchmälerte 
die Heranbildung von Weiſenmädchen zu braven Dienſtboten in dieſem Erhaltung von den Stiftungsbehörden zu überwachen iſt, ein Inventar 
und mit dieſem Vermächtniſſe übernehmen werden, wonach die Anſtalt aufgenommen werde.“ Zeitſchr. f. Not. u. fr. Ger. 
zu Ehren der Gönnerin der Erblaſſerin den Namen „Freiin von Z'ſche—ñĩi?EB' 2 
Waiſenmädchenanſtalt“ immerwährend führen ſolle.“ Der Teſtaments⸗ 
executor, welchem die Erblaſſerin das Recht eingeräumt hatte, in zweifel⸗ 
haften Fällen ihr Teſtament endgiltig auszulegen, interpretirte obige 
Verfügung dahin, daß die Häufer ꝛc. für immer dem Bisthum einver⸗ 
leibt werden ſollen, ſo daß der jeweilige Biſchof der eigentliche Beſitzer 
derſelben bleibe und das Vermächtniß keinesfalls auf eine weibliche 
religiöſe Geſellſchaft ie. umſchreiben laſſen kann, daher dieſe nur im 
vollen Genuſſe des Vermächtniſſes, jedoch mit Ausſchluß des Eigen⸗ 
thumes und unter dem Oberaufſichtsrechte des Biſchofes bleibt und daß 
ihr in der Leitung der Anſtalt im Sinne und Geiſte ihres Inſtitutes 
volle Freiheit gewährt wird. 

Die Landesregierung als Stiftungsbehörde entſchied hierüber wie 
folgt: „Aus der teſtamentariſchen Anordnung ergebe ſich, daß die 
Erblaſſerin den Fruchtgenuß des Legates einer Stiftung, reſpective An⸗ 
ſtalt zum Unterrichte von Waiſenmädchen, legirt, dem jeweiligen Biſchofe 
aber die Wahl hinſichtlich der Geſellſchaft, die die Anſtalt leite, über⸗ 
lafſen habe. Dies ergebe ſich aus dem Paſſus: „einer anderen weiblichen 
religiöſen Geſellſchaft, welche ſich c.“, was erkennen laſſe, daß auch 
die erſtberufene Gefellſchaft ſich damit zu beſchäftigen habe, zumal der 
Erblaſſerin bekannt war, daß die „Frauen vom guten Hirten“ dies ohne⸗ 
dies thun, deshalb ordnete ſie gleich die Benennung der Stiftung an 
und gab am Schluſſe den Grund ihrer Verfügung kund. Die Legats⸗ 
anordnung werde daher auf Grund des § 47 des Geſetzes vom 7. Mai 
1874, Nr. 50 R. G. Bl, als eine weltliche Stiftung erklärt, derart, 
daß der Fruchtgenuß des Legates einer Stiftung für den Unterricht von 
Waiſenmädchen, unbeſchadet des dem Biſchofe in Bezug auf die Wahl 
der Geſellſchaft zuſtehenden Rechtes, gebühre.“ 

Ueber Recurs des Biſchofes und des Teftauentsexecutors er⸗ 
kannte das Miniſterium für Cultus und Unterricht am 26. October 
1876, 3. 14692: „Nach dem Wortlaute des citirten Teſtamentsab⸗ 
ſatzes hat die Erblaſſerin der „Geſellſchaft der Frauen vom guten 
Hirten“, welche ſie zunächſt in den dauernden Beſitz des legirten Ver⸗ 
mögens geſetzt wiſſen wollte, in Bezug auf die Verwendung der 
Einkünfte dieſes Vermögens keine Verbindlichkeit auferlegt, ſondern 
vielmehr aus drücklich angeordnet, daß die genannte Geſellſchaft mit dem 
Legate als rechtmäßige Beſitzerin zu verſügen berechtigt ſei. Desgleichen 
ift auch der anderen im Falle der Nichteinführung der „Frauen vom 
guten Hirten“ oder ihrer Aufhebung nächſtberufenen weiblichen religiöfen 
Genoſſenſchaſt eine beſtimmte Art der Verwendung des legirteu Vermögens 
nicht vorgezeichnet worden. Denn die Bezeichnung dieſer Geſellſchaſt nach 
ihrer Beſchäftigung involvirt noch nicht einen Auftrag, das Vermögen aus⸗ 
ſchließlich zu Zwecken dieſes Berufes zu verwenden, zumal, gemäß der Be⸗ 


ſtimmung des § 711 a. b. G. B., ſogar bei erklärter Abſicht, wozu der Nach⸗ Bie frunzöſtſche Geſetzgebung über die 
laß beftimmt ift, wenn ihr die Verwendung nicht ausdrücklich zur Pflicht ge⸗ 


macht wurde, die bedachte Perſon nicht angehalten werden kann, denn Nach⸗ Handelsgeſellſchaſten. 


laß zu dieſer Abſicht zu verwenden. Erſt für den Fall, daß alle religiöſen Deutſche Ueberſetzung der einſchlägigen Geſetze nebſt Erläuterungen 
Geſellſchaften oder Vereine im Lande aufgehoben werden ſollten, hat die DR 

Erblaſſerin die Begründung einer Anſtalt zur Heranbildung von Waiſen⸗ | N Felix Salles, N 

mädchen angeordnet, mit dem Beifügen, daß „darnach“ dieſe Anſtalt franzöſ. Advocaten und beeid. Gerichts⸗Dolmetſch f. d. franzöſ. Sprache, und 
den von ihr bezeichneten Titel führen ſolle. Hienach erſcheint es nicht Fr. v. Winiwarter, 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem penſionirten Statthaltereirathe Hermenegild 
Bager das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem praktiſchen Arzte Med. Dr Karl Linhart 
in Wien den Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Rechnungsdirectoren im Finanzminiſterium 
Jacob Pfeiffer und Joſef Tanzer anläßlich deren Penſionirung den Titel und 
Charakter eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath des Central⸗, Tax⸗ und Gebühren⸗ 
bemeſſungsamtes in Wien Anton Drdazky zum Rechnungsdirector im Perſonal⸗ 
ſtande der Rechnungs⸗ und Fachrechnungsdepartements des Finanzminiſteriums 
ern unt. 

Seine Majeſtät haben dem Stationschef der Südbahngeſellfchaft in Graz 
Michael Wunderbaldinger das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Fabriksdirector und Webeſchulinſpector des 
Handelsminiſteriums Eduard Redlhammer tarfrei den Titel eines kaiſerlichen 
Rathes verliehen. 

Der Miniſter des Aeußern hat den abfolo'rten Stiftling der k. u. k. orien⸗ 
taliſchen Akademie Emerich v. Rath zum Conſulareleven ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Zoll Obercontrolor Friedrich Würtele zum 
Zoll⸗Oberamts⸗Verwalter beim k k. Hauptzollamte in Innsbruck ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Zahlamts⸗Controlor bei der Caſſe der General⸗ 
direction der Tabakregie Alexander Pitſch zum Zahlmeiſter derſelben Caſſe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat dem mit Titel und Cgarakter eines Oberrechnungs⸗ 
rathes bekleideten Rechnungsrathe Anton Meißner, dann den Rechnungsräthen 
Friedrich Jaggi, Franz Wagenknecht und Franz Lenhart ſyſtem ꝛtiſche 
Oberrechnungsrathsſtellen im Perſonalſtande der Rechnungs und Fachrechnungs⸗ 
depa tements des Finanzminiſteriums ver. iehen. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Oberrechnungs⸗ 
rathes bekleideten Rechnungsrath Vincenz Gatto ni zum wirklichen Oberrechaungs⸗ 
rathe extra statum des Perſonales der Rechnungs⸗ und Fachrechnungsdeparte⸗ 
ments des Finanzminiſteriums ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzobercommiſſär Ernſt Chrobaczek 
zum Finanzrathe bei der böhmiſchen Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den k. k. Forſtadjuncten Emil Hübner zum 
k. k. Forſtcommiſſär in Böhmen ernannt. 


Erledigungen. 


Steueramts⸗Controlorsſtelle bei der oberöſterreichiſchen Finanzdirection in 
der zehnten Rangsclaſſe, bis 6. März. (Amtsbl Nr. 30). 

Verwaltersſtelle bei der k k. Tabakfabrik in Rovigno in der neunten 
Rangsclaſſe gegen Caution, bis 10. März (Amtsbl. Nr. 34). 

Zahlamts⸗Controlorsſtelle bei der k k. General⸗Directionscaſſe der Tabak⸗ 
regie in Wien in der neunten Rangsclaſſe gegen Caution, bis 10. März. (Amts⸗ 
blatt Nr. 34). 


Im Commiſſions⸗Verlage von Fr. Karafiat in Brünn iſt erſchienen 
und durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 
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zweifelhaft, daß die ausgeſprochene ſofortige Activirung der letztgedachten Dr. der Rechte. 

Anſtalt als Stiftung mit der letztwilligen Anordnung der M., welche, 4 70 N 

da fe nichts Geſehwidriges in ſich begreift pünktlich ausgeführt werden eee eee e ee a) 
muß, nicht im Einklange ſteht, und wird deßhalb unter Behebung der Zu beziehen durch die Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, I., 
angefochtenen Entſcheidung auf Grund des § 47, Abſ. 2 des Geſetzes Bauernmarkt 11. 


vom 7. Mai 1874, im Einvernehmen mit dem Miniſterium des Innern, i 2. EEE 0... 
erkannt, daß für die gedachte Waiſenmädchenlehranſtalt derzeit weder das — Hiezu als Beilage = Bogen 1, 1878 der 


Eigenthums⸗, noch das Fruchtgenußrecht bezüglich des vermachten Ver⸗ Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes. 1 
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